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RICHTLINIE (EU) 2016
DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom ...

iiber den barrierefreien Zugang zu den Websites

und mobilen Anwendungen offentlicher Stellen

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestlitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 114 Absatz 1,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses',

nach Anhorung des Ausschusses der Regionen,

gemiB dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren?,

! ABI. C 271 vom 19.9.2013, S. 116.

Stellungnahme des Europdischen Parlaments vom 26. Februar 2014 (noch nicht im
Amtsblatt veroffentlicht) und Standpunkt des Rates in erster Lesung vom ... (noch nicht im
Amtsblatt veroffentlicht). Standpunkt des Europidischen Parlaments vom ... (noch nicht im
Amtsblatt veroffentlicht).
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

2

3)

4)

Auf dem Weg zur digitalen Gesellschaft bieten sich den Nutzern neue Moglichkeiten des
Zugangs zu Informationen und Dienstleistungen. Informations- und
Dienstleistungsanbieter, wie etwa 6ffentliche Stellen, nutzen zunehmend das Internet, um
ein breites Spektrum an Informationen und Dienstleistungen, die fiir die Allgemeinheit von

grundlegender Bedeutung sind, online einzuholen, zu erstellen bzw. bereitzustellen.

Im Sinne dieser Richtlinie umfasst das Konzept des "barrierefreien Zugangs" Grundsitze
und Techniken, die bei der Gestaltung, Erstellung, Pflege und Aktualisierung von Websites
und mobilen Anwendungen zu beachten sind, um sie fiir die Nutzer, insbesondere fiir

Menschen mit Behinderungen, besser zuginglich zu machen.

Auf dem rasch wachsenden Markt fiir eine bessere Zugéinglichkeit von digitalen Produkten
und Dienstleistungen sind verschiedenste Wirtschaftsakteure tétig, so die Entwickler von
Websites oder Software-Tools fiir die Einrichtung, die Verwaltung und das Testen von
Websites oder mobilen Anwendungen, die Entwickler von Benutzeragenten wie Web-
Browsern und zugehorigen assistiven Technologien, die Betreiber von

Zertifizierungsdiensten oder die Anbieter von Schulungsprogrammen.

Wie in der Mitteilung der Kommission vom 19. Mai 2010 mit dem Titel "Eine Digitale
Agenda flir Europa" hervorgehoben wurde, sollten die Behorden ihren Teil zur Forderung
der Mirkte fiir Online-Inhalte beitragen. Die Regierungen konnen die Markte fiir Inhalte
fordern, indem sie Informationen des 6ffentlichen Sektors unter transparenten, wirksamen
und nichtdiskriminierenden Bedingungen bereitstellen. Damit ldsst sich eine wichtige

potenzielle Wachstumsquelle fiir innovative Online-Dienste erschlieen.
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(7

®)

Mehrere Mitgliedstaaten haben MaBBnahmen auf der Grundlage international verwendeter
Leitlinien fiir die Gestaltung barrierefreier Websites eingefiihrt, doch diese MaBBnahmen
beziehen sich hiufig unterschiedliche Versionen oder Konformitétsstufen dieser Leitlinien,
oder haben auf nationaler Ebene technische Abweichungen in Bezug auf barrierefreie

Websites eingefiihrt.

Zu den Anbietern barrierefreier Websites, mobiler Anwendungen und zugehdoriger
Software und Technologien zdhlen zahlreiche kleine und mittlere Unternehmen (KMU).
Solche Anbieter, insbesondere KMU, werden davon abgehalten, auBlerhalb ihres nationalen
Marktes geschiftlich titig zu werden. Aufgrund der Unterschiede zwischen
Mitgliedstaaten bei Spezifikationen und Vorschriften fiir einen barrierefreien Zugang wird
die Wettbewerbsfahigkeit der Anbieter und ihr Wachstum durch die zusitzlichen Kosten
beeintrichtigt, die fiir die Entwicklung und Vermarktung von Produkten und
Dienstleistungen im Bereich des grenziiberschreitenden barrierefreien Web-Zugangs

anfallen wiirden.

Aufgrund des eingeschriankten Wettbewerbs sehen sich die Kdufer von Websites, mobilen
Anwendungen und verbundenen Produkten und Dienstleistungen mit hohen Preisen fiir die
Erbringung von Dienstleistungen oder mit dem Problem der Abhéngigkeit von einem
einzigen Anbieter konfrontiert. Die Anbieter wenden oft Varianten herstellerspezifischer
"Standards" an, die die nachtriglichen Moglichkeiten fiir eine Interoperabilitdt von
Benutzeragenten einschrinken und einem unionsweiten flichendeckenden Zugang zum
Inhalt von Websites und mobilen Anwendungen entgegenstehen. Die durch
unterschiedliche nationale Regelungen bedingte Fragmentierung mindert den Nutzen, der
aus einem Erfahrungsaustausch auf nationaler und internationaler Ebene mit Blick auf die

Reaktion auf gesellschaftliche und technologische Entwicklungen resultieren konnte.

Durch Festlegung eines harmonisierten Rahmens diirften die im Binnenmarkt bestehenden
Hindernisse fiir die Branche der Gestaltung und Entwicklung von Websites und mobilen
Anwendungen abgebaut werden und sich gleichzeitig die Kosten fiir 6ffentliche Stellen
und andere Akteure verringern, die Produkte und Dienstleistungen im Zusammenhang mit

dem barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen beschaffen.
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(In

Mit dieser Richtlinie soll sichergestellt werden, dass die Websites und mobilen
Anwendungen Offentlicher Stellen auf der Grundlage gemeinsamer Anforderungen an
einen barrierefreien Zugang besser zugénglich gemacht werden. Die Angleichung der
nationalen Maflnahmen auf Unionsebene auf der Grundlage einer Vereinbarung iiber die
Anforderungen an einen barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen
offentlicher Stellen ist erforderlich, um die bestehende Fragmentierung des Binnenmarkts
zu liberwinden. Die Unsicherheit fiir Entwickler wiirde abnehmen und Interoperabilitit
wiirde gefordert. Die Anwendung technologieneutraler Barrierefreiheitsanforderungen

wird Innovationen nicht behindern und konnte diese sogar anregen.

Eine Angleichung der nationalen Mallnahmen sollte es 6ffentlichen Stellen und
Unternehmen in der Union zudem ermdglichen, einen wirtschaftlichen und sozialen
Nutzen aus der Erbringung von Online-Dienstleistungen oder mobilen Dienstleistungen fiir
eine groflere Zahl von Biirgern und Kunden zu ziehen. Damit diirfte sich das Potenzial des
Binnenmarkts fiir Produkte und Dienstleistungen im Bereich des barrierefreien Zugangs zu
Websites und mobilen Anwendungen erhéhen. Das daraus resultierende Marktwachstum
diirfte es den Unternehmen erméglichen, einen Beitrag zum Wirtschaftswachstum und zur
Schaffung von Arbeitsplidtzen in der Union zu leisten. Die Stirkung des Binnenmarkts
diirfte Investitionen in der Union attraktiver machen. Offentliche Stellen wiirden von den
geringeren Kosten fiir die Bereitstellung von Produkten und Dienstleistungen fiir einen

barrierefreien Web-Zugang profitieren.

Die Biirger wiirden breiteren Zugang zu Dienstleistungen des 6ffentlichen Sektors {iber
Websites und mobile Anwendungen erhalten und Dienstleistungen und Informationen
nutzen konnen, die ihnen den Alltag und die unionsweite Ausiibung ihrer Rechte
erleichtern, insbesondere ihres Rechts, sich im Gebiet der Union frei zu bewegen und frei
ihren Wohnsitz zu wahlen, und ihres Rechts auf Niederlassungs- und

Dienstleistungsfreiheit.
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Durch jeweils die Ratifizierung und den Abschluss des am 13. Dezember 2006
angenommenen Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Rechte von Menschen
mit Behinderungen (im Folgenden "VN-Ubereinkommen") haben sich die Mehrheit der
Mitgliedstaaten und die Union verpflichtet, angemessene Maflnahmen zu ergreifen, um fiir
Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang unter anderem zu
Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen zu gewéhrleisten und
Mindeststandards und Leitlinien fiir die Zugénglichkeit von Einrichtungen und Diensten,
die der Offentlichkeit offenstehen oder fiir sie bereitgestellt werden, auszuarbeiten und zu
erlassen und ihre Anwendung zu iiberwachen, sowie den Zugang von Menschen mit
Behinderungen zu neuen Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen,
einschlieBlich des Internets, zu fordern, und haben sich verpflichtet Handlungen oder
Praktiken, die mit diesem Ubereinkommen unvereinbar sind, zu unterlassen und dafiir zu
sorgen, dass 6ffentlicher Behorden und Einrichtungen im Einklang mit diesem
Ubereinkommen handeln. Das VN-Ubereinkommen verlangt auBerdem, dass das Design
von Produkten, Umfeldern, Programmen und Dienstleistungen so weit wie moglich die
Nutzung durch alle Menschen ermdglichen sollte, ohne dass eine Anpassung oder ein
spezielles Design erforderlich wére. Dieses "universelle Design" sollte Hilfsmittel, die von
bestimmten Gruppen von Menschen mit Behinderungen benétigt werden, nicht
ausschlieBen. GemiB dem VN-Ubereinkommen zihlen zu den Menschen mit
Behinderungen Menschen, die langfristige korperliche, seelische, geistige oder
Sinnesbeeintrachtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren
an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern

konnen.
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(13) Die Mitteilung der Kommission vom 15. November 2010 mit dem Titel "Européische
Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010-2020: Erneuertes Engagement
fiir ein barrierefreies Europa" kniipft an das VN-Ubereinkommen an und zielt darauf ab,
Barrieren zu beseitigen, die Menschen mit Behinderungen an der gleichberechtigten Teil-
habe an der Gesellschaft hindern. Sie sieht Maflnahmen vor, die in mehreren
Schwerpunktbereichen zu ergreifen sind, unter anderem auch im Bereich der Barriere-
freiheit von Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen, und ihr Ziel
ist die "Gewahrleistung des barrierefreien Zugangs zu Waren, Dienstleistungen — auch

offentlichen Dienstleistungen — und Hilfsmitteln fiir Menschen mit Behinderungen".

(14) Die Verordnungen (EU) Nr. 1303/2013" und (EU) 1304/2013% des Europiischen
Parlaments und des Rates enthalten Bestimmungen zum barrierefreien Zugang zur
Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT). Sie gehen jedoch nicht auf

Besonderheiten des barrierefreien Zugangs zu Websites oder mobilen Anwendungen ein.

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom

17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen iiber den Européischen Fonds fiir
regionale Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds, den
Europiischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums und den
Européischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber den
Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den
Kohisionsfonds und den Europédischen Meeres- und Fischereifonds und zur Authebung der
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 320).
Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europidischen Parlaments und des Rates 17. Dezember
2013 iiber den Europiischen Sozialfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG)

Nr. 1081/2006 des Rates (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 470).
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(15)

(16)

(17)

(18)

Das Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation, das mit der Verordnung (EU) Nr.
1291/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates' eingerichtet wurde, unterstiitzt die

Erforschung und Entwicklung technologischer Losungen im Bereich Barrierefreiheit.

In ihrer Mitteilung vom 15. Dezember 2010 mit dem Titel "Européischer eGovernment-
Aktionsplan 2011-2015 Einsatz der IKT zur Forderung intelligent, nachhaltig und
innovativ handelnder Behorden" forderte die Kommission Maflnahmen zur Entwicklung
elektronischer Behdrdendienste, die Integration und Barrierefreiheit gewihrleisten. Dazu
gehdren Maflnahmen zur Verringerung der Kluft bei der Nutzung von IKT und zur
Forderung des Einsatzes von IKT, um Ausgrenzung zu iiberwinden, womit gewahrleistet
werden soll, dass alle Nutzer in der Lage sind, die gebotenen Mdoglichkeiten optimal in
Anspruch zu nehmen. In ihrer Mitteilung vom 19. April 2016 mit dem Titel "EU
eGovernment-Aktionsplan 2016-2020 Beschleunigung der Digitalisierung der 6ffentlichen
Verwaltung" bekriftigt die Kommission die Bedeutung von Integration und

Barrierefreiheit.

In der Digitalen Agenda fiir Europa kiindigte die Kommission an, dass Websites des
offentlichen Sektors bis 2015 vollkommen barrierefrei sein sollten, womit sie die

Ministererklarung von Riga vom 11. Juni 2006 widerspiegelt.

In der Digitalen Agenda fiir Europa hob die Kommission hervor, dass konzertierte
Aktionen nétig seien, mit denen sichergestellt wiirde, dass neue elektronische Inhalte auch
fiir Personen mit Behinderungen uneingeschrinkt zuginglich wiirden, um die
Lebensqualitét européischer Biirger zu verbessern z.B. durch den einfacheren Zugang zu
offentlichen Diensten und kulturellen Inhalten. Ferner rief sie darin zur Forderung des
Zustandekommens der Vereinbarung iiber den digitalen Zugang fiir Menschen mit

Behinderungen auf.

Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom

11. Dezember 2013 {iber das Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation Horizont
2020 (2014-2020) und zur Authebung des Beschlusses Nr. 1982/2006/EG (ABI. L 347 vom
20.12.2013, S. 104).

9389/16 ESS/mfa 7

DGE 2 DE



(19)

(20)

@2y

Zum Inhalt von Websites und mobilen Anwendungen gehoren textuelle und nicht textuelle
Informationen, Dokumente und Formulare zum Herunterladen und beidseitige Interaktion
wie z.B. die Bearbeitung digitaler Formulare und die Durchfithrung von

Authentifizierungs-, Identifizierungs- und Zahlungsprozessen.

Die Barrierefreiheitsanforderungen dieser Richtlinie sollten nicht fiir ausschlieBlich auf
mobilen Geridten befindliche Inhalte oder fiir fiir mobile Gerdte bestimmte
Benutzeragenten, die fiir geschlossene Nutzergruppen oder fiir eine spezifische
Verwendung innerhalb bestimmter Umgebungen entwickelt werden und die fiir grof3e

Teile der Offentlichkeit nicht verfiigbar sind und von ihnen nicht genutzt werden, gelten.

Diese Richtlinie beriihrt weder die Richtlinie 2014/24/EU des Europédischen Parlaments
und des Rates' und insbesondere deren Artikel 42 noch die Richtlinie 2014/25/EU des
Europiischen Parlaments und des Rates® und insbesondere deren Artikel 60, in denen
gefordert wird, dass die technischen Spezifikationen fiir jegliche Auftragsvergabe, deren
Gegenstand von natiirlichen Personen — ganz gleich, ob durch die Allgemeinheit oder das
Personal des Auftraggebers — genutzt werden soll, auBBer in ordnungsgeméf begriindeten
Féllen so erstellt werden, dass die Zugénglichkeitskriterien fiir Menschen mit

Behinderungen oder das Konzept des "Design fiir alle" berticksichtigt werden.

! Richtlinie 2014/24/EU des Europidischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014
tiber die offentliche Auftragsvergabe und zur Authebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L
94 vom 28.3.2014, S. 65).

2 Richtlinie 2014/25/EU des Europidischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014
iiber die Vergabe von Auftrigen durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und
Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Authebung der Richtlinie 2004/17/EG
(ABI. L 94 vom 28.3.2014, S. 243).
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(22)

(23)

(24)

Angesichts des Mangels an automatisierten oder effizienten und einfach umzusetzenden
Mitteln, um bestimmte Arten von verdffentlichten Inhalten barrierefrei zugidnglich zu
machen, und um den Anwendungsbereich dieser Richtlinie auf Inhalte von Websites und
mobilen Anwendungen zu beschrinken, die tatsdchlich der Kontrolle 6ffentlicher Stellen
unterliegen, sieht diese Richtlinie den voriibergehenden oder dauerhaften Ausschluss
einiger Arten von Inhalten von Websites oder mobilen Anwendungen aus ihrem
Anwendungsbereich vor. Diese Ausnahmen sollten im Zuge der Uberpriifung dieser
Richtlinie vor dem Hintergrund kiinftiger technologischer Fortschritte erneut gepriift

werden.

Das Recht von Menschen mit Behinderungen und dlteren Menschen auf Teilnahme am
sozialen und kulturellen Leben der Union und ihre Integration ist untrennbar mit der
Bereitstellung zugénglicher audiovisueller Mediendienste verbunden. Dieses Recht kann
jedoch besser im Kontext sektorspezifischer Unionsrechtsvorschriften oder von
Rechtsvorschriften mit Schwerpunkt auf barrierefreiem Zugang, die auch fiir private
Rundfunkanbieter gelten, entwickelt werden, damit unbeschadet der Funktion der
audiovisuellen Mediendienste, das Allgemeininteresse zu wahren, faire
Wettbewerbsbedingungen gewéhrleistet werden. Diese Richtlinie sollte daher nicht fiir die

Websites und mobilen Anwendungen von 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gelten.

Diese Richtlinie soll in keiner Weise die Freiheit der MeinungsduBBerung und die Freiheit
der Medien und ihre Pluralitét einschridnken, die in der Union und in den Mitgliedstaaten —
insbesondere gemil Artikel 11 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union (im

Folgenden "Charta") — garantiert sind.
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(25)

(26)

27

Bestimmte Nichtregierungsorganisationen (NRO), bei denen es sich um iiberwiegend
gemeinniitzigen Zwecken dienende, freiwillige selbstverwaltete Einrichtungen handelt, die
fiir die Offentlichkeit nicht wesentliche Dienstleistungen anbieten, wie z.B. Dienst-
leistungen, die nicht unmittelbar vom Staat oder von Gebietskorperschaften beauftragt
sind, oder Dienstleistungen, die nicht spezifisch auf die Bediirfnisse von Menschen mit
Behinderungen ausgerichtet sind, konnten in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie
fallen. Damit solchen NRO keine unverhéltnisméBige Belastung auferlegt wird, sollte diese

Richtlinie fiir sie nicht gelten.

Dateiformate von Biiro-Anwendungen sind zu verstehen als Dokumente die nicht in erster
Linie fiir die Verwendung im Internet gedacht sind und die in Websites enthalten sind, wie
z. B. Dokumente in Adobe Portable Document Format (PDF), Microsoft-Office- oder

(quelloffenen) gleichwertigen Formaten.

Live iibertragene zeitbasierte Medien, die online bleiben oder nach der Live-Ubertragung
erneut veroffentlicht werden, sollten unverziiglich ab dem Zeitpunkt der Erstiibertragung
oder der erneuten Verdffentlichung als aufgezeichnete zeitbasierte Medien gelten, ohne
dass der Zeitraum tiberschritten wird, der unabdingbar erforderlich ist, um die zeitbasierten
Medien barrierefrei zuginglich zu machen, wobei wesentlichen Informationen im
Zusammenhang mit der Gesundheit, dem Wohlergehen und der Sicherheit der
Offentlichkeit Vorrang gegeben wird. Dieser erforderliche Zeitraum sollte grundsitzlich
nicht ldnger als 14 Tage sein. In begriindeten Féllen, z.B. wenn es unmdglich ist, die
entsprechenden Dienstleistungen fristgerecht zu beschaffen, konnte diese Frist
ausnahmsweise auf die kiirzeste Zeit, die erforderlich ist, um den Inhalt barrierefrei

zugénglich zu machen, verldngert werden.
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(28)

(29)

Mit dieser Richtlinie sollen 6ffentliche Stellen zwar dazu ermutigt werden, alle Inhalte
barrierefrei zugénglich zu machen, es wird damit aber nicht die Absicht verfolgt, die
Inhalte, die 6ffentliche Stellen auf ihre Websites oder in ihre mobilen Anwendungen
aufnehmen, ausschlieBlich auf barrierefrei zugéngliche Inhalte zu beschrinken. Wenn nicht
barrierefrei zugingliche Inhalte aufgenommen werden, sollten 6ffentliche Stellen stets —
soweit dies verniinftigerweise moglich ist — barrierefrei zugingliche Alternativen auf ihren

Websites oder in ihren mobilen Anwendungen hinzufiigen.

Bei Karten, die Navigationszwecken dienen im Gegensatz zur geografischen Beschrei-
bung, kdnnen barrierefrei zugéngliche Informationen erforderlich sein, um Personen zu
helfen, die visuelle Informationen oder komplexe Navigationsfunktionen nicht
bestimmungsgemal nutzen kdnnen, z.B. um den Standort von Raumlichkeiten oder
Gebieten zu bestimmen, in denen Dienstleistungen erbracht werden. Daher sollte eine
barrierefrei zugingliche Alternative bereitgestellt werden, wie z.B. Postanschriften und
nahe gelegene Haltestellen 6ffentlicher Verkehrsmittel, oder die Namen von Orten oder
Gebieten, die der 6ffentlichen Stelle oft bereits zur Verfligung stehen, und zwar in einer

einfachen und fiir die meisten Nutzer lesbaren Form.
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Eingebettete Inhalte, etwa eingebettete Bilder oder Videos, sollten in den
Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallen. Es gibt jedoch auch Websites und mobile
Anwendungen, bei denen nachtriaglich zusitzliche Inhalte hinzugefiigt werden kdnnen,

z. B. ein E-Mail-Programm, ein Blog, ein Artikel, zu dem Nutzer Kommentare hinzufligen
konnen, oder Anwendungen, die von Nutzern bereitgestellte Inhalte unterstiitzen. Weitere
Beispiele wiren eine Seite, etwa ein Portal oder eine Nachrichten-Website, die aus
mehreren Quellen zusammengetragene Inhalte enthilt, oder Websites, die nach und nach
Inhalte aus anderen Quellen automatisch einfiigen, z. B. wenn Werbung dynamisch
eingefiigt wird. Solche Inhalte Dritter, sofern sie von der betreffenden 6ffentlichen Stelle
weder finanziert noch entwickelt wurden, noch unter ihrer Kontrolle stehen, sollten vom
Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen werden. Solche Inhalte sollten
grundsétzlich nicht verwendet werden, wenn sie die Funktionalitdt der auf der betreffenden
Website oder mobilen Anwendung angebotenen 6ffentlichen Dienstleistung behindern
oder einschrianken. Inhalte von Websites oder mobilen Anwendungen 6ffentlicher Stellen,
die dazu dienen, Konsultationen abzuhalten oder Forumsdiskussionen zu fiihren, konnen
nicht als Inhalte Dritter betrachtet werden und sollten daher barrierefrei zugénglich sein,
ausgenommen bei von Nutzern bereitgestellten Inhalten, die nicht der Kontrolle der

betreffenden 6ffentlichen Stelle unterliegen.
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(32)

(33)

(34)

Bestimmte Barrierefreiheitsanforderungen fiir Websites oder mobile Anwendungen sollten
auch in Bezug auf Metadaten im Zusammenhang mit der Reproduktion von Stiicken aus

Kulturerbesammlungen eingehalten werden.

Diese Richtlinie sollte die Mitgliedstaaten nicht dazu verpflichten, den Inhalt archivierter
Websites oder mobiler Anwendungen barrierefrei zugénglich zu machen, falls er nicht
mehr aktualisiert oder iiberarbeitet und nicht fiir die Durchfiithrung von
Verwaltungsverfahren benotigt wird. Fiir die Zwecke dieser Richtlinie sollte eine rein
technische Wartung nicht als Aktualisierung oder Uberarbeitung einer Website oder

mobilen Anwendung gelten.

Wesentliche Online-Verwaltungsfunktionen von Schulen, Kindergérten oder
Kinderkrippen sollten barrierefrei zuganglich sein. Wenn diese wesentlichen Inhalte
barrierefrei liber eine andere Website bereitgestellt werden, sollten sie nicht zusétzlich auf
der Website der betreffenden Einrichtung selbst barrierefrei zuganglich gemacht werden

miissen.

Die Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit haben, die Anwendung dieser Richtlinie auf
andere Arten von Websites und mobilen Anwendungen auszuweiten, insbesondere auf
nicht von dieser Richtlinie erfasste Intranet- oder Extranet-Websites und mobile
Anwendungen, die fiir eine begrenzte Zahl von Personen am Arbeitsplatz oder in der
Ausbildung konzipiert sind und von diesen genutzt werden, sowie im Einklang mit dem
Unionsrecht MaBBnahmen aufrechtzuerhalten oder einzufiihren, die iiber die
Mindestanforderungen fiir barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen
hinausgehen. Die Mitgliedstaaten sollten ferner ermutigt werden, die Anwendung dieser
Richtlinie auf private Stellen auszuweiten, die Einrichtungen und Dienstleistungen
anbieten, die der Offentlichkeit offenstehen bzw. bereitgestellt werden, unter anderem in
den Bereichen Gesundheitswesen, Kinderbetreuung, soziale Integration und soziale
Sicherheit, sowie in den Sektoren Verkehr, Strom, Gas, Warme, Wasser, elektronische
Kommunikation und Postdienste, mit besonderem Schwerpunkt auf den in den Artikeln 8

bis 13 der Richtlinie 2014/25/EU genannten Dienstleistungen.
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(35)

(36)

Wenngleich diese Richtlinie nicht fiir die Websites und mobilen Anwendungen der Organe
der Union gilt, so werden diese doch ermutigt, die in dieser Richtlinie enthaltenen

Barrierefreiheitsanforderungen zu erfiillen.

Die in dieser Richtlinie enthaltenen Barrierefreiheitsanforderungen sollen
technologieneutral sein. Sie beschreiben, was erreicht werden muss, damit der Nutzer eine
Website, eine mobile Anwendung und zugehorige Inhalte wahrnehmen, handhaben,
auslegen und verstehen kann. Es wird jedoch nicht prézisiert, welche Technologie fiir eine
bestimmte Website, bestimmte Online-Informationen oder eine bestimmte mobile
Anwendung zum Einsatz kommen sollte. Innovationen werden dadurch also nicht

behindert.
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(37)

(38)

Es gibt vier Grundsitze des barrierefreien Zugangs: Wahrnehmbarkeit, d.h. die
Informationen und Komponenten der Nutzerschnittstelle miissen den Nutzern in einer
Weise dargestellt werden, dass sie sie wahrnehmen konnen; Bedienbarkeit, d.h. der Nutzer
muss die Komponenten der Nutzerschnittstelle und die Navigation handhaben konnen;
Verstandlichkeit, d.h. die Informationen und die Handhabung der Nutzerschnittstelle
missen verstdndlich sein; und Robustheit, d. h. die Inhalte miissen robust genug sein,
damit sie zuverldssig von einer Vielfalt von Benutzeragenten, einschlieBlich assistiven
Technologien, interpretiert werden konnen. Diese Grundsitze des barrierefreien Zugangs
werden ausgedriickt in priifbaren Erfolgskriterien wie denjenigen, die der Européischen
Norm EN 301 549 V1.1.2 "Barrierefreiheitsanforderungen fiir die 6ffentliche Beschaffung
von IKT-Produkten und -Dienstleistungen in Europa" (Europédische Norm EN 301 549
V1.1.2 (2015-04)) zugrunde liegen, und zwar mittels harmonisierter Normen und einer
gemeinsamen Methodik zur Priifung, ob Inhalte von Websites und mobilen Anwendungen
diesen Grundsdtzen geniigen. Diese Europdische Norm wurde auf der Grundlage des
Mandats M/376, das die Kommission den europdischen Normungsorganisationen erteilt
hat, angenommen. Bis zur Verdffentlichung der Referenzen von harmonisierten Normen
oder Teilen davon im Amtsblatt der Europdischen Union sollten die entsprechenden
Klauseln der Europdischen Norm EN 301 549 V1.1.2 (2015-04) als Mindestvoraussetzung

betrachtet werden, um diese Grundsétze in die Praxis umzusetzen.

Sofern die in dieser Richtlinie genannten Barrierefreiheitsanforderungen nicht anwendbar
sind, gelten gemaB der Richtlinie 2000/78/EG des Rates', dem VN-Ubereinkommen und
anderen einschldgigen Rechtsvorschriften trotzdem die Anforderungen der "angemessenen
Vorkehrungen", und diese sollten erforderlichenfalls — insbesondere am Arbeitsplatz und

in der Ausbildung — bereitgestellt werden.

Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen

Rahmens fiir die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschiftigung und Beruf (ABI. L
303 vom 2.12.2000, S. 16).
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(39)

Offentliche Stellen sollten die in dieser Richtlinie enthaltenen
Barrierefreiheitsanforderungen in dem Malle anwenden, dass sie keine unverhdltnismalige
Belastung fiir sie darstellen. Das heif3t, dass es in begriindeten Fillen fiir eine 6ffentliche
Stelle verniinftigerweise nicht moglich sein konnte, spezifische Inhalte uneingeschréankt
barrierefrei zuginglich zu machen. Jedoch sollte diese 6ffentliche Stelle diese Inhalte
trotzdem so zugéinglich wie mdglich machen und andere Inhalte uneingeschrankt
barrierefrei zugidnglich machen. Die Ausnahmen von der Erfiillung der
Barrierefreiheitsanforderungen aufgrund einer durch sie auferlegten unverhdltnisméfigen
Belastung sollten fiir den jeweils betroffenen Inhalt im Einzelfall nicht tiber das zur
Begrenzung der Belastung unbedingt erforderliche Mal3 hinausgehen. MaBBnahmen, die
eine unverhdltnismiBige Belastung bewirken wiirden, sind zu verstehen als MaBBnahmen,
die einer Stelle eine liberméBige organisatorische oder finanzielle Last auferlegen wiirden
oder die die Fahigkeit der 6ffentlichen Stelle, entweder ihren Zweck zu erfiillen oder
Informationen, die fiir ihre Aufgaben und Dienstleistungen erforderlich oder relevant sind,
zu veroffentlichen, gefdhrden wiirden, wobei den voraussichtlichen entstehenden Nutzen
oder Nachteilen fiir die Biirger, insbesondere fiir Menschen mit Behinderungen, Rechnung
zu tragen ist. Bei der Bewertung, inwieweit Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfiillt
werden konnen, weil sie eine unverhdltnisméfBige Belastung bewirken wiirden, sollten nur
berechtigte Griinde beriicksichtigt werden. Mangelnde Prioritét, Zeit oder Kenntnis sollten
nicht als berechtigte Griinde gelten. Gleichermaflen sollte es keine berechtigten Griinde fiir
die Nichtbeschaffung oder Nichtentwicklung von Softwaresystemen zur barrierefreien
Verwaltung von Inhalten auf Websites und in mobilen Anwendungen geben, da geniigende
und empfohlene Techniken zur Verfligung stehen, damit diese Systeme die

Barrierefreiheitsanforderungen dieser Richtlinie erfiillen.
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(40)

(41)

Die mit dem barrierefreien Zugang einhergehende Interoperabilitét sollte eine
grofftmogliche Kompatibilitdt der Inhalte mit gegenwértigen und kiinftigen
Benutzeragenten und assistiven Technologien gewéhrleisten. Insbesondere sollte bei der
Bereitstellung der Inhalte von Websites und mobilen Anwendungen fiir die
Benutzeragenten eine gemeinsame interne Kodierung fiir natiirliche Sprache, Strukturen,
Beziehungen und Sequenzen sowie fiir Daten etwaiger eingebetteter
Benutzerschnittstellenkomponenten angewandt werden. Interoperabilitit kommt somit den
Nutzern zugute, indem sie ihnen ermdglicht, ihre Benutzeragenten durchgéngig fiir den
Zugang zu allen Websites und mobilen Anwendungen zu verwenden. Auch kdnnen sie von
einer groBBeren Auswahl und geringeren Preisen innerhalb der Union profitieren. Inter-
operabilitit wire aulerdem fiir die Anbieter und Kéufer von Produkten und
Dienstleistungen im Zusammenhang mit einem barrierefreien Zugang zu Websites und

mobilen Anwendungen von Vorteil.

In dieser Richtlinie werden die Barrierefreiheitsanforderungen fiir die Websites und
mobilen Anwendungen 6ffentlicher Stellen festgelegt. Um die Feststellung der
Konformitit solcher Websites und mobilen Anwendungen mit diesen Anforderungen zu
erleichtern, ist eine Konformitatsvermutung in Féllen erforderlich, in denen die betroffenen
Websites und mobilen Anwendungen harmonisierten Normen oder Teilen hiervon
gentigen, die im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europidischen
Parlaments und des Rates' ausgearbeitet und im Amtsblatt der Europdischen Union ver-
offentlicht wurden und detaillierte Spezifikationen zu diesen Anforderungen enthalten.
Gemail dieser Verordnung sollten die Mitgliedstaaten und das Européische Parlament
Einwinde gegen jede harmonisierte Norm erheben konnen, die ihrer Ansicht nach den in

dieser Richtlinie festgelegten Barrierefreiheitsanforderungen nicht vollsténdig entspricht.

Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Européischen Parlaments und des Rates vom

25. Oktober 2012 zur europiischen Normung, zur Anderung der Richtlinien 89/686/EWG
und 93/15/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/9/EG, 94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG,
98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 2009/23/EG und 2009/105/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates und zur Authebung des Beschlusses 87/95/EWG des Rates und
des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Européischen Parlaments und des Rates (ABL. L 316
vom 14.11.2012, S. 12).
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(42)

(43)

(44)

Die européischen Normungsorganisationen haben die europdische Norm EN 301 549
V1.1.2 (2015-04) angenommen, in der die Anforderungen an die funktionale
Zugianglichkeit von IKT-Produkten und -Dienstleistungen, einschlielich Web-Inhalten,
spezifiziert werden, die bei der 6ffentlichen Auftragsvergabe oder zur Unterstiitzung
anderer Politikbereiche oder Rechtsvorschriften zugrunde gelegt werden konnten. Die
Vermutung der Konformitit mit den in dieser Richtlinie festgelegten Barrierefreiheits-
anforderungen sollte auf den Klauseln 9, 10 und 11 der europdischen Norm EN 301 549
V1.1.2 (2015-04) basieren. Auf der Grundlage dieser Richtlinie angenommene technische
Spezifikationen sollten die europédische Norm EN 301 549 V1.1.2 (2015-04) in Bezug auf

mobile Anwendungen ndher ausfiihren.

Die technischen Spezifikationen und die im Zusammenhang mit den in dieser Richtlinie
festgelegten Barrierefreiheitsanforderungen entwickelten Normen sollten dariiber hinaus
den konzeptionellen und technischen Besonderheiten von mobilen Gerdten Rechnung

tragen.

Offentliche Stellen sollten eine Erkldrung zur Barrierefreiheit iiber die Vereinbarkeit ihrer
Websites und mobilen Anwendungen mit den in dieser Richtlinie festgelegten
Barrierefreiheitsanforderungen bereitstellen. Diese Erklarung zur Barrierefreiheit sollte

gegebenenfalls die vorgesehenen barrierefrei zugénglichen Alternativen beinhalten.
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(45)

(46)

Mobile Anwendungen konnen aus verschiedenen Quellen bezogen werden, unter anderem
von privaten Application Stores. Informationen iiber den barrierefreien Zugang zu mobilen
Anwendungen 6ffentlicher Stellen, die von Drittquellen heruntergeladen werden, sollten
zusammen mit der Beschreibung der mobilen Anwendung, die dem Nutzer vor dem
Herunterladen der mobilen Anwendung angeboten wird, bereitgestellt werden. Dies
verpflichtet die groflen Plattformbetreiber nicht dazu, ihre Mechanismen fiir den Vertrieb
der Anwendungen zu dndern, sondern sie verlangt von der 6ffentlichen Stelle, dass sie die
Erklarung zur Barrierefreiheit unter Verwendung bestehender oder kiinftiger Technologien

bereitstellt.

Ein Feedback-Mechanismus sollte eingerichtet werden, mit dem die Nutzer der
betreffenden 6ffentlichen Stelle jegliche Mingel der Website oder mobilen Anwendungen
bei der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen dieser Richtlinie mitteilen und die
ausgenommenen Informationen anfordern konnen. Diese Anfragen nach Informationen
konnten auch Inhalte betreffen, die aus dem Anwendungsbereich dieser Richtlinie
ausgenommen sind oder auf sonstige Weise nicht der Einhaltung der in dieser Richtlinie
festgelegten Barrierefreiheitsanforderungen unterliegen, wie z.B. Datenformate von
Biiroanwendungen, aufgezeichnete zeitbasierte Medien oder Inhalte archivierter Websites.
Mithilfe des an ein Durchsetzungsverfahren gekoppelten Feedback-Mechanismus sollte es
den Nutzern von Websites oder mobilen Anwendungen 6ffentlicher Stellen moglich sein,
die bendtigten Informationen, einschlieBlich Dienstleistungen und Dokumente, zu
verlangen. Als Antwort auf eine rechtméBige und begriindete Anfrage sollte die
betreffende 6ffentliche Stelle die Informationen in einer geeigneten und angemessenen

Weise und innerhalb einer verniinftigen Frist bereitstellen.
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(47) Die Mitgliedstaaten sollten die erforderlichen Maflnahmen im Hinblick auf die
Sensibilisierung und die Forderung von Schulungsprogrammen im Zusammenhang mit
dem barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen fiir die einschligigen
Interessentriger ergreifen und insbesondere fiir Personal, das fiir den barrierefreien Zugang
zu Websites oder mobilen Anwendungen verantwortlich ist. Die einschldgigen
Interessentrager sollten zur Erstellung des Inhalts der Programme fiir Schulung und
Sensibilisierung im Zusammenhang mit barrierefreiem Zugang konsultiert oder darin

einbezogen werden.

(48) Es ist wichtig, dass die Mitgliedstaaten — in enger Zusammenarbeit mit der Kommission —
die Nutzung von Autorenwerkzeugen fordern sollten, die eine bessere Umsetzung der in
dieser Richtlinie dargelegten Barrierefreiheitsanforderungen ermoglichen. Eine solche
Forderung konnte in passiver Weise erfolgen, z.B. durch Verdffentlichung einer Liste
kompatibler Autorenwerkzeuge ohne Verpflichtung zur Verwendung dieser Werkzeuge,
oder in aktiver Weise, z.B. durch die Verpflichtung zur Verwendung kompatibler

Autorenwerkzeuge oder zur Finanzierung ihrer Entwicklung.

(49) Um die ordnungsgeméfe Umsetzung dieser Richtlinie, und insbesondere die Umsetzung
der Vorschriften zur Erfiillung der Barrierefreiheitsanforderungen, zu gewéhrleisten,
missen die Kommission und die Mitgliedstaaten sich unbedingt regelméfBig mit den
einschlidgigen Interessentrigern beraten. Unter einschligigen Interessentrdgern im Sinne
dieser Richtlinie sind auch Organisationen zu verstehen, die die Interessen von Menschen
mit Behinderungen und von élteren Menschen vertreten, die Sozialpartner, die an der
Erstellung von Software fiir einen barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen

Anwendungen beteiligte Industrie und die Zivilgesellschaft.
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(50)

(D

(52)

Die Konformitit mit den in dieser Richtlinie festgelegten Barrierefreiheitsanforderungen
sollte periodisch {iberwacht werden. Eine harmonisierte Uberwachungsmethode wiirde die
in allen Mitgliedstaaten einheitliche Art der Uberwachung der Einhaltung der
Barrierefreiheitsanforderungen, die Auswahl reprisentativer Stichproben und die
Haufigkeit der Prifungen beschreiben. Die Mitgliedstaaten sollten periodisch iiber die
Ergebnisse der Uberwachung und mindestens einmal iiber die in Anwendung dieser

Richtlinie getroffenen MaBnahmen berichten.

Die durch die Kommission festgelegte Uberwachungsmethode sollte transparent,
iibertragbar, vergleichbar und reproduzierbar sein. Die Reproduzierbarkeit der
Uberwachungsmethode sollte maximiert werden, wobei zu beriicksichtigen ist, dass
menschliche Faktoren wie Tests durch Nutzer einen Einfluss auf diese Reproduzierbarkeit
haben konnten. Im Hinblick auf eine bessere Vergleichbarkeit der Daten zwischen den
Mitgliedstaaten sollte in der von der Kommission entwickelten Uberwachungsmethode
beschrieben werden, in welcher Weise die Ergebnisse verschiedener Priifungen dargestellt
werden miissen oder konnen. Damit keine Ressourcen von der eigentlichen Aufgabe, einen
besseren Zugang zu Inhalten zu schaffen, abgezogen werden miissen, sollte die

Uberwachungsmethode einfach anzuwenden sein.

Um Innovation beziiglich der Messung der Barrierefreiheit von Websites und mobilen
Anwendungen nicht zu behindern, und sofern die Vergleichbarkeit der Daten in der Union
dadurch nicht behindert wird, sollten die Mitgliedstaaten auf der Grundlage der von der
Kommission festgelegten Uberwachungsmethode fortgeschrittenere

Uberwachungstechnologien verwenden konnen.
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(53)

(34)

Um das systematische Einleiten von Gerichtsverfahren zu vermeiden, sollten
Bestimmungen vorgesehen werden flir das Recht auf Inanspruchnahme eines
angemessenen und wirksamen Verfahrens zur Gewéhrleistung der Vereinbarkeit mit dieser
Richtlinie. Dies beriihrt nicht das in Artikel 47 der Charta verankerte Recht auf einen
wirksamen Rechtsbehelf. Das genannte Verfahren sollte das Recht auf Einlegen einer
Beschwerde bei einer beliebigen bestehenden nationalen Behorde enthalten, die fiir

Entscheidungen {iber solche Beschwerden zusténdig ist.

Um die angemessene Anwendung der Vermutung der Konformitét mit den
Barrierefreiheitsanforderungen gemif dieser Richtlinie zu gewéhrleisten, sollte der
Kommission die Befugnis iibertragen werden, gemal3 Artikel 290 des Vertrags tliber die
Arbeitsweise der Europiischen Union Rechtsakte zur Anderung dieser Richtlinie durch die
Aktualisierung der Bezugnahmen auf die Europdische Norm EN 301 549 V1.1.2 (2015-04)
zu erlassen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vor-
bereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachversténdigen,
durchfiihrt, und dass diese Konsultationen mit den Grundsétzen in Einklang stehen, die in
der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung'
niedergelegt wurden. Um insbesondere eine gleichberechtigte Beteiligung an der
Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte zu gewéhrleisten, erhalten das Europdische
Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstéindigen der
Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstindigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen
der Sachverstindigengruppen der Kommission, die mit der Ausarbeitung der delegierten

Rechtsakte befasst sind.

1

ABI. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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(55) Zur Gewiahrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfiihrung der einschldgigen
Vorschriften dieser Richtlinie sollten der Kommission Durchfiihrungsbefugnisse
ibertragen werden. Auf das Priifverfahren sollte zuriickgegriffen werden zur Festlegung:
der technischen Spezifikationen fiir die Barrierefreiheitsanforderungen, der Methode, die
von den Mitgliedstaaten fiir die Uberwachung der Konformitit der betroffenen Websites
und mobilen Anwendungen anzuwenden ist, und der Modalititen fiir die Berichterstattung
der Mitgliedstaaten an die Kommission iiber die Ergebnisse der Uberwachung. Fiir den
Erlass der Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung einer Mustererklarung zur
Barrierefreiheit, die keinen Einfluss auf die Art und den Umfang der aus dieser Richtlinie
hervorgehenden Pflichten hat, sondern der Erleichterung der Anwendung der darin
festgelegten Vorschriften dient, sollte das Beratungsverfahren angewandt werden. Diese
Befugnisse sollten nach Mal3gabe der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europiischen

Parlaments und des Rates' ausgeiibt werden.

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die
Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(56)

Da das Ziel dieser Richtlinie, nimlich die Schaffung eines harmonisierten Marktes fiir
einen barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen 6ffentlicher Stellen,
von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann, weil hierfiir die
Harmonisierung verschiedener derzeit in ihren jeweiligen Rechtssystemen bestehender
Vorschriften erforderlich ist, sondern vielmehr auf Unionsebene besser zu verwirklichen
ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische
Union verankerten Subsidiarititsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben
Artikel genannten Grundsatz der VerhéltnisméBigkeit geht diese Richtlinie nicht iiber das

fiir die Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maf3 hinaus —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
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(1

2

3)

Artikel 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

Im Hinblick auf die Verbesserung des Funktionierens des Binnenmarkts ist der Zweck
dieser Richtlinie die Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten zu den Barrierefreiheitsanforderungen fiir die Websites und mobilen
Anwendungen Offentlicher Stellen, damit diese Websites und mobilen Anwendungen fiir
die Nutzer, insbesondere fiir Menschen mit Behinderungen, besser zugénglich gestaltet

werden.

Mit dieser Richtlinie werden die Vorschriften festgelegt, nach denen die Mitgliedstaaten
gewihrleisten miissen, dass Websites — unabhédngig von dem fiir den Zugang genutzten
Gerit — und mobile Anwendungen 6ffentlicher Stellen die Barrierefreiheitsanforderungen

gemil Artikel 4 erfiillen miissen.
Diese Richtlinie gilt nicht flir folgende Websites und mobile Anwendungen:

a)  Websites und mobile Anwendungen 6ffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten und
threr Zweigstellen oder anderer Stellen und deren Zweigstellen, die der

Wahrnehmung eines 6ffentlichen Sendeauftrags dienen;

b)  Websites und mobile Anwendungen von NRO, die keine fiir die Offentlichkeit
wesentlichen Dienstleistungen oder speziell auf die Bediirfnisse von Menschen mit

Behinderungen ausgerichtete oder fiir diese konzipierte Dienstleistungen anbieten.
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(4) Diese Richtlinie gilt nicht flir die folgenden Inhalte von Websites und mobilen

Anwendungen:

a)

b)

d)

Dateiformate von Biiroanwendungen, die vor dem ... [21 Monate nach dem
Inkrafttreten dieser Richtlinie] veroffentlicht wurden, es sei denn, diese Inhalte sind
fiir die aktiven Verwaltungsverfahren der von der betreffenden 6ffentlichen Stelle

wahrgenommenen Aufgaben erforderlich;

aufgezeichnete zeitbasierte Medien, die vor dem ... [45 Monate nach Inkrafttreten

dieser Richtlinie] verdffentlicht wurden;
live iibertragene zeitbasierte Medien;

Online-Karten und Kartendienste, sofern bei Karten fiir Navigationszwecke
wesentliche Informationen in einer barrierefrei zuginglichen Weise digital

bereitgestellt werden;

Inhalte von Dritten, die von der betreffenden 6ffentlichen Stelle weder finanziert

noch entwickelt werden noch deren Kontrolle unterliegen;

Reproduktionen von Stiicken aus Kulturerbesammlungen, die nicht vollstindig

barrierefrei zugénglich gemacht werden kdnnen aufgrund

i)  der Unvereinbarkeit der Barrierefreiheitsanforderungen mit entweder der
Erhaltung des betreffenden Gegenstands oder der Authentizitét der
Reproduktion (z.B. Kontrast); oder

i1)  der Nichtverfiigbarkeit automatisierter und kosteneffizienter Losungen, mit
denen Text aus Manuskripten oder anderen Stiicken aus
Kulturerbesammlungen einfach extrahiert und in mit den
Barrierefreiheitsanforderungen kompatible Inhalte umgewandelt werden

konnte;
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g)

h)

)

Inhalte von Extranets und Intranets d.h. Websites, die nur fiir eine geschlossene Gruppe
von Personen und nicht fiir die allgemeine Offentlichkeit verfiigbar sind, die vor dem ...
[33 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] veroffentlicht wurden, bis diese Websites

eine grundlegende Uberarbeitung erfahren;

Inhalte von Websites und mobilen Anwendungen, die als Archive gelten, d.h. die
ausschlieBlich Inhalte enthalten, die weder fiir aktive Verwaltungsverfahren bendtigt
werden noch nach dem ... [33 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] aktualisiert

oder tiberarbeitet wurden.

Die Mitgliedstaaten konnen Websites und mobile Anwendungen von Schulen,
Kindergérten oder Kinderkrippen vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausnehmen,
mit Ausnahme der Inhalte, die sich auf wesentliche Online-Verwaltungsfunktionen

beziehen.

Artikel 2

Mindestharmonisierung

Die Mitgliedstaten konnen gemif3 dem Unionsrecht Mallnahmen aufrechterhalten oder einfiihren,

die Uiber

die in dieser Richtlinie festgelegten Mindestanforderungen fiir die Barrierefreiheit von

Websites und mobilen Anwendungen hinausgehen.
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Artikel 3
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

"offentliche Stelle" den Staat, die Gebietskorperschaften, die Einrichtungen des dffent-
lichen Rechts im Sinne der Definition in Artikel 2 Absatz 1 Nummer 4 der Richtlinie
2014/24/EU oder Verbinde, die aus einer oder mehreren solcher Korperschaften oder Ein-
richtungen des 6ffentlichen Rechts bestehen, sofern diese Verbénde zu dem besonderen
Zweck gegriindet wurden, im Allgemeininteresse liegende Aufgaben nicht gewerblicher

Art zu erfiillen;

"mobile Anwendungen" Anwendungssoftware, die von 6ffentlichen Stellen oder in deren
Auftrag zur Nutzung durch die breite Offentlichkeit auf mobilen Geriiten wie Smartphones
oder Tablets konzipiert und entwickelt wurde. Dazu gehort nicht die Software zur

Steuerung dieser Gerite (mobile Betriebssysteme) oder Hardware selbst;

"Norm" eine Norm im Sinne der Definition in Artikel 2 Nummer 1 der Verordnung (EU)

Nr. 1025/2012;

"europdische Norm" eine europdische Norm im Sinne der Definition in Artikel 2

Nummer 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012;

"harmonisierte Norm" eine harmonisierte Norm im Sinne der Definition in Artikel 2

Nummer 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012;
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"zeitbasierte Medien" folgende Arten von Medien: nur Audio, nur Video, Audio-Video,

interaktives Audio- und/oder Videomaterial;

"Stiicke aus Kulturerbesammlungen" Gegenstinde in privatem oder 6ffentlichem Besitz,
die von historischem, kiinstlerischem, archdologischem, dsthetischem, wissenschaftlichem
oder technischem Interesse sind und die Teil von Sammlungen sind, die von Kultur-

einrichtungen wie Bibliotheken, Archiven und Museen gefiihrt werden;

"Messdaten" die quantifizierten Ergebnisse der Uberwachungstitigkeit zur Uberpriifung,
ob die Websites und mobilen Anwendungen offentlicher Stellen die in Artikel 4 fest-
gelegten Barrierefreiheitsanforderungen erfiillen. Sie erfassen sowohl quantitative
Informationen iiber die gepriiften Websites und mobilen Anwendungen (Zahl von
Websites und Anwendungen sowie gegebenenfalls Zahl der Besucher oder Nutzer usw.)

als auch quantitative Informationen iiber den Grad der Barrierefreiheit.

Artikel 4

Anforderungen an den barrierefreien Zugang von Websites und mobilen Anwendungen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 6ffentliche Stellen die erforderlichen Mallnahmen treffen,

um ihre Websites und mobilen Anwendungen besser zuginglich zu machen, indem sie sie

wahrnehmbar, bedienbar, verstdndlich und robust gestalten.
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3)

Artikel 5

Unverhdltnismdfige Belastung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 6ffentliche Stellen die
Barrierefreiheitsanforderungen gemif Artikel 4 in einem Ausmafl anwenden, dass diese
Anforderungen fiir die Zwecke des genannten Artikels keine unverhéltnismaBige

Belastung fiir die 6ffentlichen Stellen bewirken.

Um zu bewerten, inwieweit die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen gemal
Artikel 4 eine unverhédltnisméBige Belastung bewirkt, stellen die Mitgliedstaaten sicher,
dass die betreffende 6ffentliche Stelle den einschldgigen Umstédnden Rechnung trigt, wozu

unter anderem Folgendes gehort:
a)  GroBe, Ressourcen und Art der betreffenden 6ffentlichen Stelle; und

b)  die geschitzten Kosten und Vorteile fiir die betreffende 6ffentliche Stelle im Ver-
héltnis zu den geschétzten Vorteilen fiir Menschen mit Behinderungen, wobei die
Nutzungshéufigkeit und die Nutzungsdauer der betreffenden Website bzw. der

betreffenden mobilen Anwendung zu beriicksichtigen sind.

Unbeschadet des Absatzes 1 dieses Artikels nimmt die betreffende 6ffentliche Stelle die
erste Bewertung, inwieweit die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen gemal

Artikel 4 eine unverhiltnismafige Belastung bewirkt, vor.
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(M
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Nimmt eine 6ffentliche Stelle fiir eine bestimmte Website oder mobile Anwendung nach
der Durchfiihrung einer Bewertung gemall Absatz 2 dieses Artikels die in den Absétzen 1
und 2 dieses Artikels vorgesehene Ausnahme in Anspruch, so erldutert sie in der Erklarung
gemil Artikel 7, welche Teile der Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfiillt werden

konnten, und schlégt gegebenenfalls barrierefrei zugidngliche Alternativen vor.

Artikel 6

Vermutung der Konformitdt mit den Barrierefreiheitsanforderungen

Bei Inhalten von Websites und mobilen Anwendungen, die harmonisierten Normen oder
Teilen solcher Normen entsprechen, deren Referenzen die Kommission geméal3 der
Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 im Amtsblatt der Europdischen Union verdffentlicht hat,
wird davon ausgegangen, dass sie die Barrierefreiheitsanforderungen gemaf3 Artikel 4 in

den von den jeweiligen Normen oder Teilen von Normen abgedeckten Bereichen erfiillen.

Wurden keine Referenzen von harmonisierten Normen gemill Absatz 1 dieses Artikels
veroffentlicht, so wird bei Inhalten von mobilen Anwendungen, die die technischen
Spezifikationen oder Teile davon erfiillen, davon ausgegangen, dass sie die
Barrierefreiheitsanforderungen gemif Artikel 4, die durch diese technischen

Spezifikationen oder Teile davon erfasst werden, erfiillen.

Die Kommission erldsst Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung der in Unterabsatz 1
dieses Absatzes genannten technischen Spezifikationen. Diese technischen Spezifikationen
miissen die Barrierefreiheitsanforderungen gemal Artikel 4 erfiillen und einen mit der
europdischen Norm EN 301 549 V1.1.2 (2015-04) zumindest gleichwertigen Grad der

Zuginglichkeit gewéhrleisten.

9389/16

ESS/mfa 31
DGE 2 DE



3)

4)

Die Durchfiihrungsrechtsakte gemafl Unterabsatz 2 dieses Absatzes werden gemil3 dem
Priifverfahren nach Artikel 11 Absatz 3 erlassen. Wurden keine Referenzen von
harmonisierten Normen gemif3 Absatz 1 verdffentlicht, so wird der erste dieser
Durchfiihrungsrechtsakte bis zum ... [24 Monate nach dem Tag des Inkrafttretens dieser

Richtlinie] erlassen.

Wurden keine Referenzen von harmonisierten Norm geméal Absatz 1 dieses Artikels
verdffentlicht, so wird bei Inhalten von Websites, die die einschlidgigen Anforderungen der
europdischen Norm EN 301 549 V1.1.2 (2015-04) oder Teile davon erfiillen, davon
ausgegangen, dass sie die Barrierefreiheitsanforderungen gemif Artikel 4, die von diesen

einschldgigen Anforderungen oder Teilen davon erfasst werden, erfiillen.

Wurden keine Referenzen von harmonisierten Norm gemél Absatz 1 dieses Artikels
verdffentlicht und liegen keine technischen Spezifikationen gemdf3 Absatz 2 dieses
Artikels vor, so wird bei Inhalten von mobilen Anwendungen, die die einschldgigen
Anforderungen der europdischen Norm EN 301 549 V1.1.2 (2015-04) oder Teile davon
erfiillen, davon ausgegangen, dass sie die Barrierefreiheitsanforderungen gemal Artikel 4,

die von diesen einschldgigen Anforderungen oder Teilen davon erfasst werden, erfiillen.

Die Kommission ist befugt, delegierte Rechtsakte gemiB Artikel 10 zur Anderung des
Absatzes 3 dieses Artikels durch Aktualisierung der Bezugnahmen auf die européische
Norm EN 301 549 V1.1.2 (2015-04) zu erlassen, um auf eine jlingere Fassung dieser Norm
oder auf eine europédische Norm zu deren Ersetzung Bezug zu nehmen, falls diese Fassung
oder Norm die Barrierefreiheitsanforderungen gemif Artikel 3 erfiillt und einen mit der
europdischen Norm EN 301 549 V1.1.2 (2015-04) zumindest gleichwertigen Grad an
Zugianglichkeit gewihrleistet.
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Artikel 7

Zusdtzliche Mafinahmen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 6ffentliche Stellen eine detaillierte, umfassende
und klare Erkldrung zur Barrierefreiheit tiber die Vereinbarkeit ihrer Websites und mobilen

Anwendungen mit dieser Richtlinie bereitstellen und diese regelméBig aktualisieren.

Bei Websites wird die Erklarung zur Barrierefreiheit in einem zuginglichen Format unter
Verwendung der in Absatz 2 genannten Mustererkldrung zur Barrierefreiheit bereitgestellt

und auf der entsprechenden Website veroffentlicht.

Bei mobilen Anwendungen wird die Erklérung zur Barrierefreiheit in einem zugénglichen
Format unter Verwendung der in Absatz 2 genannten Mustererkldrung zur Barrierefreiheit
bereitgestellt und muss auf der Website der 6ffentlichen Stelle, die die betreffende mobile
Anwendung entwickelt hat, oder zusammen mit anderen Informationen beim

Herunterladen der Anwendung verfiigbar sein.
Die Erklarung enthilt Folgendes:

a)  eine Erldauterung zu den Teilen des Inhalts, die nicht barrierefrei zugénglich sind, und
zu den Griinden fiir diese Unzugénglichkeit sowie gegebenenfalls zu den

vorgesehenen barrierefrei zugénglichen Alternativen;

b)  eine Beschreibung und eine Verlinkung des Feedback-Mechanismus, mit dem die
Nutzer der betreffenden 6ffentlichen Stelle jegliche Méngel ihrer Website oder
mobilen Anwendung bei der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen gemal
Artikel 4 mitteilen und die gemél Artikel 1 Absatz 4 und Artikel 5 ausgenommenen

Informationen anfordern konnen;
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c) einen Link zu dem in Artikel 9 beschriebenen Durchsetzungsverfahren, das in
Ermangelung einer zufriedenstellenden Antwort auf die Mitteilung oder die Anfrage

in Anspruch genommen werden kann.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 6ffentlichen Stellen auf Mitteilungen oder

Anfragen innerhalb einer verniinftigen Frist angemessen reagieren.

Die Kommission erldsst Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung einer Mustererkldarung
zur Barrierefreiheit. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemif3 dem
Beratungsverfahren nach Artikel 11 Absatz 3 erlassen. Die Kommission nimmt den ersten
Durchfiihrungsrechtsakt spatestens bis zum ... [zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser

Richtlinie] an.

Die Mitgliedstaaten treffen Maflnahmen, um die Anwendung der
Barrierefreiheitsanforderungen gemif Artikel 4 auf andere als die in Artikel 1 Absatz 2
genannten Arten von Websites oder mobilen Anwendungen, und insbesondere auf
Websites oder mobile Anwendungen, die bestehenden nationalen Rechtsvorschriften {iber

den barrierefreien Zugang unterliegen, zu erleichtern.

Die Mitgliedstaaten fordern und erleichtern Schulungsprogramme im Zusammenhang mit
dem barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen fiir die einschlidgigen
Interessentrager und das Personal 6ffentlicher Stellen; die Programme sollen die
Interessentriager und das Personal 6ffentlicher Stellen im Hinblick auf die Erstellung,
Verwaltung und Aktualisierung barrierefrei zugénglicher Inhalte von Websites und

mobilen Anwendungen schulen.

Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen MaBBnahmen, um fiir die Barrierefreiheits-
anforderungen gemif3 Artikel 4, deren Vorteile fiir Nutzer und Inhaber von Websites und
mobilen Anwendungen und die Mdoglichkeit gemil3 diesem Artikel, Feedback bei Nicht-

einhaltung der Anforderungen dieser Richtlinie zu erteilen, zu sensibilisieren.
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Fiir die Zwecke der Uberwachung und Berichterstattung gemif Artikel 8 erleichtert die
Kommission die Zusammenarbeit auf Unionsebene der Mitgliedstaaten untereinander
sowie zwischen den Mitgliedstaaten und den einschldgigen Interessentridgern im Hinblick
auf den Austausch bewihrter Verfahren zwischen ihnen und die Uberpriifung der in
Artikel 8 Absatz 5 genannten Uberwachungsmethode, der marktbezogenen und
technologischen Entwicklungen und der Fortschritte beim barrierefreien Zugang zu

Websites und mobilen Anwendungen.

Artikel 8

Uberwachung und Berichterstattung

Die Mitgliedstaaten iiberwachen periodisch, inwieweit Websites und mobile
Anwendungen 6ffentlicher Stellen den Barrierefreiheitsanforderungen gemaf3 Artikel 4
geniigen, und wenden dabei die in Absatz 2 dieses Artikels vorgesehene

Uberwachungsmethode an.

Die Kommission erldsst Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung einer Methode fiir die
Uberwachung, ob Websites und mobile Anwendungen den Barrierefreiheitsanforderungen
gemil Artikel 4 geniigen. Diese Methode muss transparent, iibertragbar, vergleichbar,
reproduzierbar und leicht zu handhaben sein. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden
gemil dem Priifverfahren nach Artikel 11 Absatz 3 erlassen. Die Kommission nimmt den
ersten Durchfithrungsrechtsakt spétestens am ... [zwei Jahre nach dem Zeitpunkt des

Inkrafttretens dieser Richtlinie] an.
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3) Die in Absatz 2 genannte Uberwachungsmethode kann Sachverstindigenanalyse

berticksichtigen und umfasst Folgendes:

a)  Angaben zur Héufigkeit der Priifungen sowie zur Auswahl von Stichproben der

Websites und mobilen Anwendungen, die zu iiberwachen sind;
b)  bei Websites Stichproben von Webseiten und der Inhalte dieser Seiten;

c)  bei mobilen Anwendungen die zu priifenden Inhalte unter Beriicksichtigung des Zeit-
punkts der ersten Freigabe der Anwendung und der nachfolgenden Updates der

Funktionalititen;

d) eine Erlduterung, auf welche Weise die Erflillung oder Nichterfiillung der
Barrierefreiheitsanforderungen geméf Artikel 4 ausreichend nachzuweisen ist,
gegebenenfalls unter direkter Bezugnahme auf die einschldgigen Beschreibungen in
der harmonisierten Norm bzw. — falls eine solche nicht existiert — in den in Artikel 6
Absatz 2 genannten technischen Spezifikationen oder in der in Artikel 6 Absatz 3

genannten europdischen Norm, und

e) bei Feststellung von Méngeln einen Mechanismus zur Bereitstellung von Daten und
Informationen iiber die Einhaltung der in Barrierefreiheitsanforderungen gemal
Artikel 4 in einem Format, das von 6ffentlichen Stellen verwendet werden kann, um

die Mingel zu beheben, und

f)  angemessene Vorkehrungen, einschlieBlich falls erforderlich Beispielen und
Leitlinien, fiir automatische und manuelle Tests und Tests der
Benutzerfreundlichkeit, in Kombination mit den Einstellungen fiir die Probenahme,
in einer Weise, die mit der Haufigkeit der Priifungen und der Berichterstattung

vereinbar ist.
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Spétestens ab dem ... [fliinf Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] und danach alle drei
Jahre berichten die Mitgliedstaaten der Kommission iiber die Ergebnisse der Uberwachung
einschlieBlich der Messdaten. Dieser Bericht wird auf der Grundlage der in Absatz 6 dieses
Artikels genannten Modalitdten fiir die Berichterstattung erstellt. Der Bericht enthélt auch

Informationen iiber die Nutzung des Durchsetzungsverfahrens geméaf Artikel 9.

In Zusammenhang mit den gemil Artikel 7 angenommenen MalBBnahmen, enthélt der erste

Bericht auch Folgendes:

a)  eine Beschreibung der von den Mitgliedstaaten erstellten Mechanismen zur Beratung
mit den einschlidgigen Interessentrégern iiber die Barrierefreiheit von Websites und

mobilen Anwendungen,

b)  Verfahren fiir die Ver6ffentlichung von Entwicklungen der Politik beziiglich der

Barrierefreiheit von Websites und mobilen Anwendungen,

c) die in Bezug auf die Herstellung der Konformitit mit den Vorschriften zur Erfiillung
der Barrierefreiheitsanforderungen gemil3 Artikel 4 gewonnenen Erfahrungen und

Erkenntnisse und
d)  Informationen liber Schulungs- und SensibilisierungsmaBBnahmen.

Wenn die Mitgliedstaaten bei den in Unterabsatz 1 genannten Elementen wesentliche
Anderungen vorgenommen haben, nehmen sie Informationen iiber die Anderungen in ihre

nachfolgenden Berichte auf.
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(6) Die Inhalte simtlicher Berichte, die nicht die gepriiften Websites, mobilen Anwendungen
oder 6ffentlichen Stellen auflisten miissen, werden in einem zuginglichen Format
verdffentlicht. Die Kommission erldsst Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung der
Modalitéten fiir die Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die Kommission. Diese
Durchfiihrungsrechtsakte werden gemifl dem Priifverfahren nach Artikel 11 Absatz 3
erlassen. Die Kommission nimmt den ersten Durchfiihrungsrechtsakt spitestens am ...

[zweil Jahre nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie] an.

(7) Die Mitgliedstaaten informieren die Kommission bis zum ... [21 Monate nach
Inkrafttreten dieser Richtlinie] dariiber, welche Stelle benannt wurde, um die Uberwachung

und Berichterstattungsfunktionen durchzufiihren.

Artikel 9

Durchsetzungsverfahren

(1) Die Mitgliedstaaten gewéhrleisten die Verfiigbarkeit eines angemessenen und wirksamen
Durchsetzungsverfahrens, um die Einhaltung dieser Richtlinie in Bezug auf die Anforde-
rungen in Artikel 4, Artikel 5 und Artikel 7 Absatz 1 zu gewihrleisten. Die Mitgliedstaaten
stellen insbesondere sicher, dass ein Durchsetzungsverfahren vorhanden ist, wie z.B. die
Moglichkeit, sich an einen Ombudsmann zu wenden, um eine wirksame Behandlung der
erhaltenen Mitteilungen oder Antrdge gemal3 Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b zu

gewdhrleisten und um die Bewertung gemiB Artikel 5 zu liberpriifen.

2) Die Mitgliedstaaten informieren die Kommission bis zum ... [21 Monate nach
Inkrafttreten dieser Richtlinie] dariiber, welche Stelle fiir die Durchsetzung dieser

Richtlinie zustdndig ist.
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Artikel 10
Ausiibung der Befugnisiibertragung

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem

Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

Die Ubertragung der Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemiB Artikel 6 Absatz 4
an die Kommission erfolgt fiir einen unbefristeten Zeitraum ab dem ... [sechs Monate nach

dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie].

Die Befugnisiibertragung gemaf3 Artikel 6 Absatz 4 kann vom Europdischen Parlament
oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die
Ubertragung der darin genannten Befugnisse. Er wird am Tag nach seiner
Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im Beschluss iiber
den Widerruf angegebenen spéteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht

bertihrt.

Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission von den
einzelnen Mitgliedstaaten benannte Sachverstindige gemdf3 den in der Interinstitutionellen

Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung niedergelegten Grundsitzen.

Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlésst, tibermittelt sie ihn gleichzeitig

dem Europdischen Parlament und dem Rat.
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Ein gemiB Artikel 6 Absatz 4 erlassener delegierter Rechtsakt tritt nur in Kraft, wenn
weder das Européische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten
nach Ubermittlung dieses Rechtakts an das Europdische Parlament und den Rat Einwiinde
erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist sowohl das Europidische Parlament als
auch der Rat der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwénde erheben werden.
Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei

Monate verldngert.

Artikel 11

Ausschussverfahren

Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt. Dabei handelt es sich um einen

Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

Artikel 12

Umsetzung

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in
Kraft, um dieser Richtlinie bis zum... [2/ Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie]

nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.
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Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Verodffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die

Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen

Vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.
3) Die Mitgliedstaaten wenden diese Vorschriften wie folgt an:

a)  auf Websites offentlicher Stellen, die nicht vor dem ... [21 Monate nach Inkrafttreten
dieser Richtlinie] verdffentlicht wurden: ab dem ...[33 Monate nach Inkrafttreten

dieser Richtlinie];

b) aufalle Websites offentlicher Stellen, die nicht unter Buchstabe a fallen: ab dem

[45 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie];

c) aufmobile Anwendungen 6ffentlicher Stellen: ab dem ... [54 Monate nach

Inkrafttreten dieser Richtlinie].
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Artikel 13
Uberpriifung

Die Kommission iiberpriift die Anwendung dieser Richtlinie bis zum ... [66 Monate nach
Inkrafttreten dieser Richtlinie]. Bei dieser Uberpriifung wird den Berichten der Mitgliedstaaten iiber
die Ergebnisse der in Artikel 8 beschriebenen Uberwachung und iiber die Inanspruchnahme des in
Artikel 9 beschriebenen Durchsetzungsverfahrens Rechnung getragen. Sie enthélt ferner eine
Uberpriifung der technologischen Fortschritte, die den barrierefreien Zugang zu bestimmten Arten
von Inhalten, die aus dem Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen sind, einfacher
gestalten konnten. Die Ergebnisse dieser Uberpriifung werden in einem zugénglichen Format

verOffentlicht.

Artikel 14
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.
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Artikel 15

Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu ...

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prdsident Der Prdsident
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	a) Websites und mobile Anwendungen öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten und ihrer Zweigstellen oder anderer Stellen und deren Zweigstellen, die der Wahrnehmung eines öffentlichen Sendeauftrags dienen;
	b) Websites und mobile Anwendungen von NRO, die keine für die Öffentlichkeit wesentlichen Dienstleistungen oder speziell auf die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen ausgerichtete oder für diese konzipierte Dienstleistungen anbieten.
	a) Dateiformate von Büroanwendungen, die vor dem … [21 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie] veröffentlicht wurden, es sei denn, diese Inhalte sind für die aktiven Verwaltungsverfahren der von der betreffenden öffentlichen Stelle wahrgenom...
	b) aufgezeichnete zeitbasierte Medien, die vor dem … [45 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] veröffentlicht wurden;
	c) live übertragene zeitbasierte Medien;
	d) Online-Karten und Kartendienste, sofern bei Karten für Navigationszwecke wesentliche Informationen in einer barrierefrei zugänglichen Weise digital bereitgestellt werden;
	e) Inhalte von Dritten, die von der betreffenden öffentlichen Stelle weder finanziert noch entwickelt werden noch deren Kontrolle unterliegen;
	f) Reproduktionen von Stücken aus Kulturerbesammlungen, die nicht vollständig barrierefrei zugänglich gemacht werden können aufgrund
	i) der Unvereinbarkeit der Barrierefreiheitsanforderungen mit entweder der Erhaltung des betreffenden Gegenstands oder der Authentizität der Reproduktion (z.B. Kontrast); oder
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